
Für die Kieferorthopäden ist
seit der Einführung des GMG
und des BEMA 04 deutlich ge-
worden, dass langfristig eine
sichere Lösung für die Exi-
stenz der Praxen gefunden
werden muss. In der jet-
zigen Situation erscheinen
kurzfristige Mitnahmemo-
delle verlockend, jedoch
beinhalten die meisten zur-
zeit geltenden Verträge eine
Vielzahl von Komponenten,
die den Kolleginnen und Kol-
legen langfristig erheblich
schaden. Vor diesem Hinter-
grund ist von beiden Körper-
schaften die Forderung an die
Politik gestellt worden, eine
für den Patienten und den
Zahnarzt praktikable Kos-
tenerstattung einzuführen.

Frau Dr. Mindermann,
worin besteht die einheitliche
Meinung der KZBV und der
BZÄK gegenüber der vom
GMG vorgegebenen Politik?
Beide Vertreterversammlun-
gen haben sich für die Ausdeh-
nung der befundorientierten
Festzuschüsse auf alle zahn-
medizinischen Leistungsbe-
reiche ausgesprochen – mit ei-
nem hervorzuhebenden An-
trag der KZBV für die Kie-
ferorthopädie.

Gibt es Punkte, in denen
man unterschiedlicher Mei-
nung ist und wie steht man zu
den Belangen der Kieferortho-
pädie?
Es gibt keine Differenzen. Die
Beschlusslagen der Vertreter-
versammlung der KZBV wie
auch der Delegiertenver-
sammlung der Bundeszahn-
ärztekammer decken sich mit
den Vorstellungen und den

schon seit Jahren bestehen-
den Positionen des BDK. Dies
ist umso erfreulicher,da dies in
der Vergangenheit nicht im-
mer der Fall war.

Befundorientierte Festzu-
schüsse sind ja in der Prothe-
tik sehr kompliziert gestaltet
worden – geht es für die Kie-
ferorthopädie einfacher?
Ja.

Wie intensiv denkt die Po-
litik über diese Forderungen
des BDK nach, die ja eine
wesentliche Kostenersparnis
darstellen könnte, und wie
werden die Forderungen von
BZÄK und KZBV mitgetra-
gen?
Ich denke, dass der Weg an-
ders herum belaufen wird.Die
Politik wird anfangen intensi-
ver nachzudenken, wenn sie
von KZBV zusammen mit
dem BDK Modelle präsentiert
bekommt.

Der Festzuschussgedanke
kommt den Finanzierungs-

schwierigkeiten der Kassen
entgegen – wie bewerten die
Kassen die Festzuschuss-Si-
tuation in der KFO?
Sollte ein Festzuschussmo-
dell KFO umgesetzt werden,
können die Kassen massive
Einsparungen im Verwal-
tungsaufwand realisieren.
Das ist sicherlich attraktiv.In-
sofern können Festzuschuss-
modelle bei den Kassen
durchaus auf Wohlgefallen
treffen.

Welche Vorteile haben
Fe s t z u s c h u s s - Ve r t r ä g e
gegenüber Pauschalverträ-
gen?
Nur im Festzuschussmodell
haben die Patienten echte
Wahlrechte, Therapiealterna-
tiven  und Gestaltungsmög-
lichkeiten. Nur im Festzu-
schussmodell existiert eine
Vertragsbeziehung Behand-
ler–Patient. Pauschalverträge
sind meist ein Fertigmenü,
welches im Grunde weiterhin
Sachleistung ist, die lediglich
anders serviert wird. Die Ver-
tragsbeziehung ist hier nicht
Behandler–Patient, sondern
Behandler–Kasse oder eine
Beziehung Behandler–KZV
wie im Vertrag in Bayern.

Welche Auswirkungen auf
Vertragsverhandlungen sind
zu erwarten, wenn die über-
wiegende Menge der bay-
erischen Kieferorthopäden
wegen der juristischen Unsi-
cherheiten nicht in den Ver-
trag einsteigen?
Dann hat sich die Rationalität
des Marktes jenseits von
Kurzfr is tbetrachtungen
durchgesetzt und das bayeri-
sche Vertragsmodell ist lang-

fristig als unattraktiv ausge-
schieden. Das wäre ein klares
Votum der Kieferorthopäden
für einen zukunftsorientier-
ten strategischen Ansatz. Die
Kolleginnen und Kollegen
würden deutlich machen,
dass kurzfristige Mitnah-
meeffekte gegenüber klaren
Langzeitstrategien keinen
nachhaltigen Erfolg haben.
Die Kieferorthopäden wollen
vor allem nicht ihre zurzeit
freien Leistungen in  die Kont-
rolle der Kassen zurückfüh-
ren. Da durchgefallene Mo-
delle in anderen Bundeslän-
dern eher nicht kopiert wer-
den, wird die Ablehnung des
Bayernvertrages in den ande-
ren Bundesländern zu einem
Votum  für Festzuschussmo-
delle. Dieses Votum existiert
aus dem Gesamtvorstand des
BDK ohnehin bereits. Die Ri-
siken und Nebenwirkungen
des Bayernvertrages sind im-
mens hoch und unkalkulier-
bar. Die Vergangenheit hat
immer wieder gezeigt, dass
die Kassen alle Möglichkei-
ten nutzen, um unklare For-
mulierungen in Verträgen ge-
gen die Kieferorthopäden an-
zuwenden. Fast alle Landes-
vorsitzenden und schon
etliche KZV-Vorstände haben
in den letzten Wochen in Ver-
treterversammlungen und
BDK-Landesversammlun-
gen über den Bayernvertrag
abstimmen lassen und ein-
deutig von den Mitgliedern
gezeigt bekommen, dass eine
Übernahme des Bayernver-
trages in ihren Landesver-
band abgelehnt wird.

Haben Sie herzlichen
Dank für das Gespräch.

(hdk) – Zu einem bundeswei-
ten Aktionstag am 4.12. hat-
ten die 40 größten ärztlichen
Verbände und Körperschaf-
ten gemeinsam aufgerufen.
Unter dem Motto „Patient in
Not – diese Reform schadet
allen“ protestierten mehrere
Zehntausend im Gesund-
heitswesen Tätige „gegen die
verfehlte Gesundheitspolitik
der Bundesregierung und
den vorliegenden Gesetzes-
entwurf“. Ziel war die flä-
chendeckende Information
der deutschen Bevölkerung
über die „fatalen Folgen“ der
Regierungspläne.
Die Bundesärztekammer
(BÄK) erklärte: „An dem Ak-
tionstag wird deshalb in wei-
ten Teilen des Landes keine
Normalversorgung stattfin-
den. Die Engpässe in der Ver-
sorgung werden spürbar
sein, die Notfallversorgung
bleibt davon aber unberührt.
[…] Es ist wichtig aufzuzei-
gen,dass diese Notbetreuung
in Zukunft immer mehr die
Regel sein wird, wenn die Po-
litiker diese Reform jetzt im
Schnelldurchgang durch-
peitschen.“
Zum Zwecke der Öffentlich-
keitsaufklärung fand,einher-
gehend mit der Schließung
von ca. einem Drittel aller
deutscher Praxen, in 85–90%
ärztlicher Niederlassungen
und 50% der Krankenhäuser
lokal organisierte Öffentlich-
keitsarbeit in Form von Infor-
mationsständen,Podiumsdis-
kussionen mit Politikern,

Presseaktionen und Protest-
märschen statt.
Verärgert ob dieser breiten
Beteiligung zeigte sich
Bundesgesundheitsministe-
rin Ulla Schmidt. In einem
Interview mit dem Deutsch-
landfunk erklärte sie, seitens
der Ärzte „wurden keine Vor-
schläge gemacht, wie mehr
Geld eingespart werden
könne.“ Das Gesundheitssys-

tem bedürfe zehn Milliarden
Euro mehr für Vergütungen
und dies sei ohne Reform
schlicht nicht machbar.Es är-
gere sie sehr,„wenn Patienten
oder kranke Menschen in
Geiselhaft genommen wer-
den für Forderungen nach
mehr Geld.“
Eine deutliche Verschärfung
der Proteste kündigte Kuno
Winn, Vorsitzender des
Ärzteverbandes Hartmanns-
bund, an. Die große Koalition
befinde sich auf einem ent-
scheidenden Irrweg, den es
aufzuhalten gelte, so Winn
gegenüber der Frankfurter
Rundschau.
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Die Erste Vorsitzende des Berufsverbandes Deut-
scher Kieferorthopäden Dr. Gundi Mindermann.

Aktionstag gegen Gesundheitsreform
Am 4.12. blieb ein Drittel aller Praxen ge-
schlossen – Zehntausende protestierten. Ulla
Schmidt wirft Geiselhaft kranker Menschen vor.

Langfristig sichere Lösung für Praxen
Der gemeinsame Zahnärztetag von KZBV und BZÄK demonstrierte die Einigkeit des Berufsstandes ge-
gen die derzeit vom Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG) vorgegebene Politik. Ein Gespräch mit
Dr.Gundi Mindermann,der Ersten Vorsitzenden des BDK,über ein mögliches Festzuschuss-System KFO.


